
 

 

 

 

Beschlussvorlage 
 

zur Sitzung am 10.02.2022 
 

beim Tagesordnungspunkt 2 „Vertretung in Städtischen Ausschüssen/Beiräten“ 
 
 
 
Ausgehend der Beiratssitzung vom 18.11.2021 hat die Arbeitsgemeinschaft Aktionsplan 
in Ihrer Sitzung am 02.12.2021 folgende Personen als Vertretungen (Stellvertretung) zu 
nachgenannten Ausschüssen/Beiräten vorgeschlagen: 
 

 

- Kulturausschuss 
 
Vertretung: Andreas Boltz 
 
Stellvertreter: Susanne Brunck 

 
- Sportausschuss 

 
Vertretung: Dieter Steigner 
 
Stellvertreter: Caroline Règnard-Maier/Helmut Friedmann 

 
- Schulträgerausschuss 

 
Vertretung: Caroline Règnard Mayer 
 
Stellvertreter: Helmut Friedmann 

 
- Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 

 
Vertretung: Christine Maier 
 
Stellvertreter: Caroline Règnard Mayer 

 
- Jugendbeirat 

 
Vertretung: Susanne Brunck 
 
Stellvertreter: Christine Maier 

 
 
 
 



- Mobilitätsausschuss 
 
Vertretung: Susanne Brunck 
 
Stellvertreter: Christine Maier/ Caroline Règnard-Mayer 

 
- Sozialausschuss 

 
Vertretung: Dieter Steigner 
 
Stellvertreter: Tanja Hammer 

 
- Universitätsausschuss 

 
Vertretung: Andreas Boltz 
 
Stellvertreter: Susanne Brunck 

 
- Umweltausschuss 

 
Vertretung: Andreas Boltz 
 
Stellvertreter: Christine Maier 

 
- Werksausschuss 

 
Vertretung: Andreas Boltz 
 
Stellvertretung: Caroline Règnard-Meyer 

 
- Jugendhilfeausschuss 

 
Vertretung: Andreas Boltz 
 
Stellvertretung: N.N. 

 
Der Beirat für die Teilhabe von Menschen mit Behinderung hat abschließend über die 
Vorschlagsliste zu beraten und satzungsgemäß abzustimmen.  
 
Bei positiver Stimmenmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder wird das 
Büro für Gremienarbeit angewiesen, die vorgenannten Personen als beratende 
Mitglieder in den Ausschüssen/Beiräten mit sofortiger Wirkung neu aufzunehmen.  
 
Zusatzbemerkung: 
 
Folgender Bestellungsgesuch kann laut Auskunft des Büros für Gremienarbeit nicht 
durchgeführt werden: 
 

- Hauptausschuss 
 
Vertretung: Andreas Boltz 
 
Stellvertreter: Dieter Steigner 

 
Besetzung ist nach dem Recht der Gemeindeordnung/Satzung/Geschäftsordnung nicht 
möglich.   


